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Kenntnisnahme. 
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Kenntnisnahme.  
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c) 
 
 
 
 
 
 
 
 
d) 
 
 
 
e) 
 
 
 
 
 
 
 
 
f) 
 

 

c) 
Eine „direkte Zusammenarbeit“ mit dem Investor (hier ist wohl die Verwal-
tung der Stadt Ahrensburg gemeint) ist hier nicht durchgeführt worden. 
Jedoch wurde aus bestimmten Überlegungen das Planungsinstrument 
„Vorhaben- und Erschließungsplan“ bzw. „vorhabenbezogener Bebau-
ungsplan“ gem. § 12 BauGB gewählt. Dieses Instrument sieht vor, dass 
neben der reinen Bauleitplanung eben auch Vorhaben- und Erschlie-
ßungspläne im Aufstellungsverfahren durch den Vorhabenträger vorge-
legt werden müssen, um letztendlich (auch im baugestalterischen Detail) 
entsprechende Diskussionen zu führen und Entscheidungen treffen zu 
können.  
Die Belange der Nachbarschaft wurden – entgegen der in der Stellung-
nahme vorgebrachten Meinung – sehr wohl in die bisherigen Abwä-
gungsüberlegungen und bisherigen Abwägungsentscheidungen einge-
stellt. Die Auffassung, die Belange der Nachbarschaft „bislang nicht an-
satzweise berücksichtigt zu haben, wird nicht geteilt. Insbesondere wurde 
im Rahmen der notwendigen Untersuchungen zur Gewährleistung von 
gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnissen ein Verschattungsgutachten 
erstellt, das die Auswirkungen des Vorhabens auf die umgebenden 
Grundstücke untersucht und darstellt. Dieses Gutachten wurde nach der 
Öffentlichen Auslegung (§ 3 Abs. 2 BauGB) weiter präzisiert und gra-
phisch überarbeitet und wird als ergänzendes Abwägungsmaterial für die 
kommunalpolitischen Beratungen vorgelegt werden. Darüber hinaus wur-
de auch ein Verkehrsgutachten erstellt, das die Auswirkungen auf die 
verkehrlichen Abläufe der Manhagener Allee untersucht hat. 
d) 
Die Charakterisierung der Grundstücksstrukturen zwischen Manhagener 
Allee, Bargenkoppelrededer und Ahrensfelder Weg sind grundsätzlich 
(mit Ausnahme des Vorhabenbereichs) richtig. Durch die genannten Ter-
mini „größeren Einzelhäusern und großzügige Freiflächen / Grün- und Er-
holungsbereiche“ wird jedoch der Eindruck vermittelt, dass durch den 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 95 erstmalig in eine historisch 
gewachsenen und bestehende Garten- und Grünzone eingegriffen wird. 
Dies entspricht nicht den Gegebenheiten vor Ort. Geprägt ist der Vorha-
benbereich im Bestand fast ausschließlich durch die reinen Funktionsflä-
chen und –gebäude des ehemaligen Krankenhauses und der Rettungs-
wache. Das neue wohnbauliche Vorhaben kann daher keine bestehenden 
Gartenzonen zerstören, sondern wertet den Vorhabenbereich durch  
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g) 
 
 
h) 
 
 
 
i) 
 
j) 
 
 
 
k) 

 

intensiv gestaltete und grüne Wohnumfeldbereiche im Gegenteil dazu so-
gar auf. Ebenfalls damit einhergehend ist der Wegfall von erheblichen 
Lärmimmissionen durch die Einsatzfahrzeuge des Rettungsdienstes 
(Blaulicht, Martinshorn, und deren Wartung auf dem rückwärtigen Gelän-
de der Rettungswache). Auch intensive Park – Such – Verkehre (Kran-
kenhausbesucher) finden zukünftig nicht mehr statt. 
e) 
Die Auffassung, dass die Erhaltungs- und Gestaltungssatzung grundsätz-
lich den Einzelhauscharakter der Stadtvillenbereiche schützt, ist richtig. 
Das Planungskonzept sieht deshalb vor, die beiden historischen Stadtvil-
lenfassaden Manhagener Allee Nr. 54 und 56 zu erhalten (bzw. wieder-
herzustellen) und in der Baulücke zwischen Manhagener Allee Nr. 56 und 
58 eine entsprechende, sich einfügende Stadtvilla neu zu errichten. Eine 
gestalterische Störung des Charakters des Straßenabschnitts wird 
dadurch gerade behoben (im Vergleich zur Eingangssituation des beste-
henden Krankenhauses und des vollversiegelten Vorbereichs). Die Inten-
tion der Satzung die städtebauliche Eigenart des Gebietes zu gewährleis-
ten ist dadurch sicher erreicht – vgl. Skizze unten. 
 

 
Die Stadt Ahrensburg ist sich auch der historischen – gründerzeitlichen 
(städtebaulichen und stadträumlichen) Struktur der Villengebiete sehr 
bewusst. Auch ist Ihr bekannt, dass ursprünglich große Gartenbereiche 
Teil der gründerzeitlichen Bebauungs- und Nutzungsstruktur waren. Den-
noch hat die Stadt Ahrensburg im Rahmen der Erhaltungs- und Gestal-
tungssatzung festgelegt, dass Gebäude in zweiter Reihe sowie Anbauten 
an das Hauptgebäude (also auf den rückwärtigen Grundstücksbereichen 
und somit im Prinzip auf den ehemaligen Gartenbereichen) grundsätzlich 
zulässig und damit auch städtebaulich gewünscht sind (§ 11 - Bauliche 
Anlagen in zweiter Reihe). 
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l) 
 
 
 
 
 
 
m) 
 
 
 
n) 
 
 
 
 
o) 
 

 

Begründet ist dies in den bereits seit vielen Jahren diskutierten räumli-
chen und standörtlichen Möglichkeiten der städtebaulichen „Innenverdich-
tung“, die sich in der Regel nur auf größeren Grundstücksflächen umset-
zen lassen kann. Insbesondere gründerzeitliche Grundstücksstrukturen 
bieten hierzu (gerade aufgrund ihrer historisch großen Grundstücksflä-
chen) besondere Möglichkeiten. 
Die Festlegungen der Erhaltungs- und Gestaltungssatzung haben dies 
bereits berücksichtigt, indem die historischen Gartenbereiche gerade 
nicht unter Erhaltungsschutz gestellt wurden. Alle wesentlichen Erhal-
tungs- und Gestaltungsauflagen beziehen sich auf die Bereiche, die in 
direkter räumlicher Beziehung zum „öffentlichen Raum“ (also i.d.R. dem 
angrenzenden Straßenraum) stehen. Insoweit wurden fast ausschließlich 
Regelungen zu den straßenseitigen Hauptgebäuden, den Vorgartenbe-
reichen, zu der Art der Einfriedungen etc. getroffen, die bis auf Ausnah-
men auch von dem neuen Vorhaben eingehalten wird. 
Insbesondere Verstöße gegen die Grundzüge der Planung und der 
Grundintention der Erhaltungs- und Gestaltungssatzung durch die bauli-
che Umsetzung des Vorhabens (mit Erteilung von Befreiungen) können 
hierbei nicht erkannt werden. 
f) 
Die Erhaltungs- und Gestaltungssatzung sieht vor, so wie in der Stellung-
nahme auch dargestellt, dass grundsätzlich nur bestimmte Gebäudetypen 
zulässig sind. Diese gelten gemäß Satzungstext für den gesamten Gel-
tungsbereich der Erhaltungs- und Gestaltungssatzung. 
Auszug aus § 5 der Satzung: „Bei der Neuerrichtung von Hauptgebäuden 
sind nur Gebäudetypen zulässig, die den Gebäudetypenbeschreibungen 
in den §§ 6 bis 10 entsprechen. Innerhalb der in Plan 2 festgelegten En-
semblebereiche, die überwiegend bzw. ausschließlich durch einen Villen-
typ charakterisiert sind, ist bei der Neuerrichtung des Hauptgebäudes 
dieser bestimmende Villentyp des jeweiligen Ensemblebereichs gem. den 
Vorgaben der §§ 6 bis 10 dieser Satzung wieder zu errichten.“ 
Die baulichen bzw. gestalterischen Maßgaben für die zulässigen Gebäu-
detypen orientieren sich dabei an bestimmte vorzufindende historische - 
gründerzeitliche Villentypen, die als bestehende straßenseitige Hauptge-
bäude letztendlich den städtebaulichen und stadträumlichen Charakter 
des öffentlichen Raums (Vorderfassade der Einzelvillen, Vorgartenberei-
che, Einfriedungen etc.) nachhaltig prägen und charakterisieren.  
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p) 

 

Beispiel für die Gestaltregeln: „§ 6, asymmetrischer Giebel-Traufen-Typ. 
Der asymmetrische Giebel-Traufen-Typ ist als ein- oder zweigeschossi-
ges Satteldach- oder Mansarddachgebäude mit der Hauptfirstrichtung pa-
rallel zur Straße auszuführen. Die Breite der straßenseitigen Giebelforma-
tion darf max. die Hälfte der Gesamtgebäudelänge betragen und muss 
sich asymmetrisch in die Gesamtfassade einfügen. Die Giebelformation 
ist als bauliche Einheit über alle Geschosse herzustellen und kann bis zu 
1,00 m aus der Bauflucht hervorragen. Die Firsthöhen des Hauptdaches 
und der Giebelformation sind gleich. Die Giebelformation ist in den glei-
chen Materialien und Farben wie die straßenseitige Trauffassade auszu-
führen.“ 
Diese Baubestimmungen und Gestaltungsauflagen sollen also gem. Sat-
zungstext vorrangig die straßenseitigen Hauptgebäude und damit den öf-
fentlich wirksamen Raumeindruck regeln, auch wenn die Bestimmungen 
letztendlich für den gesamten Geltungsbereich (und damit auch für rück-
wärtige Grundstücksbereiche) verbindlich festgelegt worden sind. Zentra-
les Ziel der Satzung ist jedoch der Erhalt der straßenseitigen städtebauli-
chen Erscheinungsweise der Einzelvillen - die Regeln zur Bebaubarkeit 
der rückwärtigen Grundstücksbereiche spielen daneben nur eine Neben-
rolle. 
Aus unterschiedlichen Gründen wurden zusätzlich Regelungen in den 
verbindlichen Satzungstext eingebaut, die in Abhängigkeit zum jeweiligen 
beabsichtigten Vorhaben, Abweichungen bzw. Befreiungen von den Fest-
legungen der Satzung ermöglichen können: 
„§ 18 Ausnahmen und Befreiungen: Von den Vorschriften dieser Satzung 
können Ausnahmen und Befreiungen im Sinne des § 31 Abs. 2 BauGB 
zugelassen werden, wenn Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Aus-
nahme oder Befreiung erfordern oder städtebauliche Gründe die Abwei-
chung von den Bestimmungen verlangen oder das Festhalten an den 
Bestimmungen dieser Satzung zu einer offenbar nicht beabsichtigten Här-
te für den Bauherrn führen würde. Über Ausnahmen und Befreiungen 
entscheidet die untere Bauaufsichtsbehörde im Einvernehmen mit der 
Stadt.“ 
Befreiungen von den Auflagen der Satzung in den rückwärtigen Grund-
stücksbereichen betreffen hier gerade nicht die Grundzüge der Planung 
oder Grundgedanken der Satzung – dies wäre nur dann der Fall, wenn 
man z.B. auf die Villenbebauung direkt an der Manhagener Allee verzich-
ten würde. 
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q) 
 
 
 
r) 
 
 
 
 
 
s) 
 
 
 
 
t) 
 
 
 
 
u) 
 

 

Die Behauptung des Verfassers der Stellungnahme ist unrichtig, dass 
nachbarliche Belange hierbei nicht berücksichtigt wurden. Im Rahmen der 
Diskussionen zu den Planinhalten des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes wurde auch der „Abgleich“ zu den Bestimmungen der Erhaltungs- 
und Gestaltungssatzung vollzogen. Insbesondere wurden hierbei die 
Auswirkungen der rückwärtigen Bebauung auf benachbarte Grundstücks-
flächen und Gebäude untersucht (Verschattungsstudie, vgl. Pkt. c). Im 
Rahmen der notwendigen Untersuchungen zur Gewährleistung von ge-
sunden Wohn- und Arbeitsverhältnissen wurde ein Verschattungsgutach-
ten erstellt, das die Auswirkungen des Vorhabens (und damit auch die 
Auswirkungen der Befreiungen von einzelnen Satzungsfestlegungen) auf 
die umgebenden Grundstücke untersucht und darstellt. Ergebnis hierzu 
war (auch in der Begründung zum Entwurf des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes deutlich aufgezeigt, dass die gesunden Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse auf den Nachbargrundstücken gewährleistet sind. Die-
ses Gutachten wurde nach der Öffentlichen Auslegung (§ 3 Abs. 2 
BauGB) weiter präzisiert und graphisch überarbeitet und wird als ergän-
zendes Abwägungsmaterial für die weiteren kommunalpolitischen Bera-
tungen vorgelegt werden. 
g) 
Der Aussage, dass eine „zurückhaltendere Bebauung“ auf den rückwärti-
gen Grundstücksflächen möglich ist, wird zur Kenntnis genommen. Je-
doch zwingt das Gebot der Rücksichtnahme bzw. die Einstellung der 
nachbarlichen Belange nicht automatisch zu einer zurückhaltenden Be-
bauung. Zentraler Bestandteil der Abwägungsentscheidung ist vielmehr 
die Verträglichkeit des Vorhabens mit den zentralen Zielen der Erhal-
tungs- und Gestaltungssatzung sowie die Gewährleistung gesunder 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse auch in den benachbarten Bereichen. 
Dies wurde im bisherigen Aufstellungsverfahren nachgewiesen. 
h) 
Die Widersprüche zum Grundgedanken der Erhaltungs- und Gestaltungs-
satzung sind nicht erkennbar – vgl. Punkt e) und f) der Abwägungsvor-
schläge. Auch Widersprüche zum Gebot der Konfliktbewältigung (es ist 
hier leider nicht genau präzisiert, welche Konflikte denn gemeint sind) 
können nicht erkannt werden. Die öffentlichen Belange hier das straßen-
seitige Erscheinungsbild (Einzelvillen mit Vorgarten etc.) zu sichern bzw. 
wiederherzustellen sowie die „Innenentwicklung“ als Grundsatz des Bau-
gesetzbuches umzusetzen und die privaten Belange, weiterhin gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse im Gesamtquartier zu gewährleisten, sind  
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v) 

 

gerecht untereinander und gegeneinander abgewogen worden. 
i) 
Die wohnbauliche Nachverdichtung im Innenbereich entspricht grundsätz-
lich den Zielen und Interessen der Stadt Ahrensburg, die im Rahmen des 
erarbeiteten und beschlossenen Integrierten Stadtentwicklungskonzepts 
(ISEK) als planerische Vorstufe zur Neuaufstellung des Flächennutzungs-
plans folgende grundsätzlichen Ziele für die weitere Stadtentwicklung 
festgeschrieben hat: 
„Eine generelle Leitlinie ist der Vorrang der Innenentwicklung, d.h. bevor 
bislang unbebaute Flächen in Anspruch genommen werden, ist zu prüfen, 
ob innerhalb des bisher bebauten Stadtgebiets Bebauungspotenziale be-
stehen. Mit diesem Grundsatz werden übergeordnete Ziele einer nachhal-
tigen Stadtentwicklung verfolgt, z.B. der sparsame Umgang mit Grund 
und Boden, Schutz von Natur und Landschaft, Stärkung der bereits vor-
handenen Schulen und Kindergärten, Minimierung des Erschließungs-
aufwands. Innenentwicklung ist weiterhin ein wichtiger Beitrag zur 
Durchmischung der Bewohnerschaft in den Stadtteilen und damit ein 
Baustein für eine generationenübergreifende Zusammensetzung in den 
Quartieren.“ 
Insoweit wird die vorgebrachte Auffassung, dass hier kein städtebauliches 
Erfordernis vorliegt, nicht geteilt. 
Im Übrigen wird hier auf die Stellungnahme des Kreises Stormarn verwie-
sen: „Gegen die vorgelegte Planung bestehen keine städtebaulichen 
Bedenken. Es werden damit Innenentwicklungspotenziale aktiviert und 
eines der drei Ziele des ISEK 2010 für das Wohnen in Ahrensburg, „In-
nen- vor Außenentwicklung als Prinzip", in diesem Teilbereich der Stadt 
eingehalten. Zudem wird der Grundsatz des Baugesetzbuches, die städ-
tebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwick-
lung zu gestalten, umgesetzt. Die Stadt Ahrensburg ist Mittelzentrum im 
Verdichtungsraum und Schwerpunkt auf der Achse Hamburg-Bad 
Oldesloe, Die Weiterentwicklung und städtebauliche Aufwertung als at-
traktiver Wohn- und Gewerbestandort ist eine wichtige Aufgabe der städ-
tebaulichen Entwicklung und Gestaltung in Ahrensburg, Hierzu zählt auch 
die Weiterentwicklung und Qualifizierung des Wohnungsbestandes unter 
Berücksichtigung des integrierten Stadtentwicklungskonzeptes ein-
schließlich der Wohnungsmarktbedarfsprognose.“ 
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  j) 
Die mit dem Argument des sogenannten „Gebietserhaltungsanspruchs“ 
angenommene Gebietscharakterisierung vergisst die noch bestehende 
Nutzungsgenehmigung für den Krankenhausbetrieb und der Rettungswa-
che. Diese bestehenden Nutzungsgegebenheiten wären wohl bei einer 
Gebietscharakterisierung mit einzustellen. 
Das BVerwG hat jedem Grundstückseigentümer ausdrücklich das Recht 
zuerkannt, sich innerhalb des von ihm bewohnten Baugebiets gegen jede 
artfremde Bebauung zu wehren, unabhängig davon, ob sie ihn tatsächlich 
beeinträchtigt (sog. „Gebietserhaltungsanspruch“). Der Nachbar eines 
Baugebiets kann sich also gegen jedes Vorhaben in seinem Baugebiet 
zur Wehr setzen, das weder Regel- noch Ausnahmebebauung nach der 
BauNVO ist. Genau das ist hier jedoch nicht der Fall. Regelbebauungen 
eines allgemeinen Wohngebietes (in § 4 Abs. 2 BauNVO genannt) sind, 
logischerweise auch aufgrund der Zweckbestimmung eines Allgemeinen 
Wohngebietes gem. § 4 BauNVO – dieses dient vorwiegend dem Woh-
nen, primär Wohngebäude. Die Vorhabenplanung sieht hier keine andere 
Nutzung vor. Der angesprochene Gebietscharakter (und hierbei geht es 
nur um die Baugebietskategorien der BauNVO) wird durch das Vorhaben 
nicht verändert, sondern eher noch gestärkt, da die Planung eben vor-
sieht, die Nichtwohnnutzungen „Krankenhaus“ und „Rettungswache“ (und 
diese auch noch in erheblichem Umfang) aufzulösen und durch eine 
Wohnnutzung zu ersetzen. 
k) 
Die Baubestimmungen und Gestaltungsauflagen sollen gem. Sat-
zungstext der Erhaltungs- und Gestaltungssatzung vorrangig die straßen-
seitigen Hauptgebäude und damit den öffentlich wirksamen Raumein-
druck regeln, auch wenn die Bestimmungen letztendlich für den gesam-
ten Geltungsbereich (und damit auch für rückwärtige Grundstücksberei-
che) verbindlich festgelegt worden sind. Zentrales Ziel der Satzung ist der 
Erhalt der straßenseitigen städtebaulichen Erscheinungsweise der Ein-
zelvillen - die Regeln zur Bebaubarkeit der rückwärtigen Grundstücksbe-
reiche spielen daneben nur eine Nebenrolle. Insbesondere auch deshalb, 
weil die Satzung eine Neubebauung in zweiter Reihe (auf den rückwärti-
gen grundstücksflächen) explizit zulässt. Eine Bebauung dieser rückwär-
tigen Bereiche ist somit grundsätzlich von der Satzung abgedeckt und 
aus schon genannten Gründen stadtentwicklungsplanerisch gewünscht. 
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Die genannten §§ des BauGB sind nachfolgend ungekürzt aufgeführt: 
§ 1 Abs. 6 Nr.4 BauGB:  
„Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere zu berücksichti-
gen: die Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und der 
Umbau vorhandener Ortsteile sowie die Erhaltung und Entwicklung zent-
raler Versorgungsbereiche.“ 
Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und der Umbau vor-
handener Ortsteile sind hier im Gesetzestext gleichrangig und gleichwer-
tig genannt. Durch die BauGB – Novellierung 2013 wird sogar der Innen-
entwicklung eine besondere Bedeutung als Grundsatz der Baugesetzge-
bung zugeordnet. Insgesamt wird durch das Vorhaben die Erhaltung (ins-
besondere die straßenseitige Erscheinungsbild durch einzelne Stadtvil-
len) wie auch die Fortentwicklung, Anpassung und der Umbau des Quar-
tiers (Aufhebung einer „störenden“ Nutzung sowie Schaffung von zentral 
gelegenem Wohnraum unter Berücksichtigung der gesunden Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse im Gesamtbereich) gewährleistet. § 1 Abs. 6 Nr. 4 
BauGB ist entgegen der Auffassung des Verfassers der Stellungnahme 
ganz besonders berücksichtigt worden. 
§ 1 Abs. 6 Nr.5 BauGB: 
„Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere zu berücksichti-
gen: die Belange der Baukultur, des Denkmalschutzes und der Denkmal-
pflege, die erhaltenswerten Ortsteile, Straßen und Plätze von geschichtli-
cher, künstlerischer oder städtebaulicher Bedeutung und die Gestaltung 
des Orts- und Landschaftsbildes.“ 
Dies schließt inhaltlich bei § 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB an und unterstreicht 
nochmals die städtebauliche und stadträumliche Notwendigkeit der Erhal-
tung der gründerzeitlichen Villenformation (als Teil eines Ensemblebe-
reichs) an der Manhagener Allee, die insbesondere durch die Erhaltungs- 
und Gestaltungssatzung gewährleistet werden kann. Ohne diese Satzung 
hätte ein Abbruch der gründerzeitlichen baulichen Anlagen im Vorfeld der 
Planung nicht verhindert werden können. § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB ist ent-
gegen der Auffassung des Verfassers der Stellungnahme ebenfalls be-
rücksichtigt worden. 
§ 1 Abs. 6 Nr.11BauGB: 
„Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere zu berücksichti-
gen: die Ergebnisse eines von der Gemeinde beschlossenen städtebauli-
chen Entwicklungskonzeptes oder einer von ihr beschlossenen sonstigen 
städtebaulichen Planung.“ 
Auch dies ist mehr als zur Genüge erfüllt. Auszug aus der Stellungnahme 
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des Kreises Stormarn: „Es werden damit Innenentwicklungspotenziale 
aktiviert und eines der drei Ziele des ISEK 2010 für das Wohnen in 
Ahrensburg, „Innen- vor Außenentwicklung als Prinzip", in diesem Teilbe-
reich der Stadt eingehalten. Zudem wird der Grundsatz des Baugesetz-
buches, die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der 
Innenentwicklung zu gestalten, umgesetzt. Die Stadt Ahrensburg ist Mit-
telzentrum im Verdichtungsraum und Schwerpunkt auf der Achse Ham-
burg-Bad Oldesloe, Die Weiterentwicklung und städtebauliche Aufwer-
tung als attraktiver Wohn- und Gewerbestandort ist eine wichtige Aufgabe 
der städtebaulichen Entwicklung und Gestaltung in Ahrensburg, Hierzu 
zählt auch die Weiterentwicklung und Qualifizierung des Wohnungsbe-
standes unter Berücksichtigung des integrierten Stadtentwicklungskon-
zeptes einschließlich der Wohnungsmarktbedarfsprognose.“ 
Und falls mit der Aussage eine Nicht – Berücksichtigung der Ziele der Er-
haltungs- und Gestaltungssatzung gemeint sein sollte, wurde hier im 
Rahmen des Abwägungsvorschlags bereits zur Genüge Stellung bezo-
gen. § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB ist entgegen der Auffassung des Verfas-
sers der Stellungnahme ebenfalls berücksichtigt worden. 
Insgesamt sind die „gewachsenen städtebaulichen Strukturen“ (genau 
genommen zählt hierzu allerdings auch das Krankenhaus und die Ret-
tungswache) sehr wohl in die Planung eingestellt worden. Im Rahmen der 
Abwägung sind hierbei die öffentlichen Belange, das straßenseitige Er-
scheinungsbild (Einzelvillen mit Vorgarten etc.) als vorrangigstes Element 
der städtebaulichen Struktur zu sichern bzw. wiederherzustellen sowie die 
„Innenentwicklung“ als Grundsatz des Baugesetzbuches umzusetzen mit 
den privaten Belangen, weiterhin gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
im Gesamtquartier zu gewährleisten, gerecht untereinander und gegenei-
nander abgewogen worden. Ein Gebot der „situationsmäßigen Planung“ 
(in diesem Wortlaut allerdings so nicht im Baugesetzbuch verankert, auch 
unter Würdigung des § 1 Abs. 6 Nr.4 und 5 BauGB nicht erkennbar) ist 
entsprechend nicht verletzt worden. Die Belange der Erhaltung bestehen-
der Ortsteile sowie des Denkmalschutzes wurden, wie dargestellt, be-
rücksichtigt. 
l) 
Die Behauptung, dass alleine nur die Interessen des Vorhabenträgers bei 
der Planung berücksichtigt worden wären, wird hier deutlich zurückgewie-
sen. U.a. wurden die öffentlichen Interessen der Stadt Ahrensburg bei der 
weiteren Entwicklung des Geltungsbereichs hier im Übrigen bereits zur 
Genüge dargestellt.  
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m) 
Eine Verletzung der „sonstigen satzungsrechtlichen Vorgaben“ (hier ist 
wohl wieder die Erhaltungs- und Gestaltungssatzung gemeint) ist, wie be-
reits mehrfach ausgeführt, nicht erkennbar. Das Abwägungsgebot (eben-
falls schon mehrfach dargestellt) ist als zentrales Gebot der Bauleitpla-
nung berücksichtigt und eingehalten. 
n) 
Gerade die im Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 95 
aufgezeigte bauliche Entwicklung ist sehr wohl für die Stadt Ahrensburg 
hinnehmbar. Der Grundsatz des Baugesetzbuches, die städtebauliche 
Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwicklung zu ge-
stalten, wird hierbei umgesetzt und bedingt letztendlich Veränderungen 
des städtebaulichen Bestandes und entspricht somit auch dem bereits 
angeführten § 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB: „Bei der Aufstellung der Bauleitplä-
ne sind insbesondere zu berücksichtigen: die Erhaltung, Erneuerung, 
Fortentwicklung, Anpassung und der Umbau vorhandener Ortsteile sowie 
die Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche.“  
o) 
Auch hier wird vorerst der komplette § 15 Abs. 1 Satz BauNVO benannt:  
„§ 15 - Allgemeine Voraussetzungen für die Zulässigkeit baulicher und 
sonstiger Anlagen: (1) Die in den §§ 2 bis 14 aufgeführten baulichen und 
sonstigen Anlagen sind im Einzelfall unzulässig, wenn sie nach Anzahl, 
Lage, Umfang oder Zweckbestimmung der Eigenart des Baugebiets wi-
dersprechen. Sie sind auch unzulässig, wenn von ihnen Belästigungen 
oder Störungen ausgehen können, die nach der Eigenart des Baugebiets 
im Baugebiet selbst oder in dessen Umgebung unzumutbar sind, oder 
wenn sie solchen Belästigungen oder Störungen ausgesetzt werden.“ 
Wichtig in diesem Zusammenhang ist hier der Begriff Baugebiet – hier 
meint der Gesetzgeber nicht verortete Quartiere in bestimmten Lagen, 
sondern eindeutig die Baugebietskategorien der Baunutzungsverordnung 
und deren allgemein zulässigen oder ausnahmsweise zulässigen Nut-
zungen (jeweils definiert in den Absätzen 2 und 3 des jeweiligen Bauge-
biets nach BauNVO.  
Die angeführte Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts, Beschluss 
vom 13.05.2002 ist ebenfalls genauer darzustellen: 
Letztendlich bescheinigte hier das BVerwG, dass Seniorenpflegeheime in 
einem Gewerbegebiet unzulässig sind, obwohl der entsprechende Be-
bauungsplan sie als Anlage für soziale / gesundheitliche Zwecke als aus-
nahmsweise zulässig festgesetzt hat. Die Unzulässigkeit des hier in Rede 
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stehenden Pflegeheims folgt jedoch aus § 15 Abs. 1 Satz 1 BauNVO, weil 
es der Zweckbestimmung des Gewerbegebietes widerspreche. 
Diese Entscheidung des BVerwG kann jedoch nicht auf den vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplans Nr. 95 übertragen werden. Das hier festgesetz-
te Allgemeine Wohngebiet gem. § 4 BauNVO dient vorwiegend dem 
Wohnen (diese Zweckbestimmung definiert § 4 Abs. 1 BauNVO). Baulich 
umgesetzt werden soll ein dreigeschossiges Wohngebäude (im Vorha-
benplan und im Durchführungsvertrag auch so verankert), Wohngebäude 
sind hier als allgemein zulässig festgesetzt (§ 4 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO). 
Ein Wohngebäude kann der Zweckbestimmung eines Allgemeinen 
Wohngebietes nicht widersprechen, auch dann nicht wenn Ausmaß und 
Dimensionen der baulichen Anlage (Wohngebäude) nicht den Maßstäben 
der Umgebung entsprechen. Es sei hier darauf verwiesen, dass auch die 
benachbarten Bereiche eindeutig als allgemeines Wohngebiet einzu-
schätzen wären (Im Flächennutzungsplan sind diese als Wohnbaufläche 
dargestellt) 
Entsprechend müssen hier ebenfalls noch einige Erläuterungen zum Be-
griff „Eigenart eines Baugebietes“ gegeben werden. Fickert / Fieseler 
(Kommentar zur Baunutzungsverordnung, 12. Auflage, S. 1044 ff.): 
„Die Eigenart des Baugebiets ergibt sich zum einen aus der allgemeinen 
Zweckbestimmung des Baugebiets. Zum anderen wird die Eigenart ent-
scheidend geprägt durch die sonstigen Festsetzungen im B-Plan, wie 
durch das Maß der baulichen Nutzung, die Bauweise und die überbauba-
ren Grundstücksflächen. 
Die tatsächlich vorhandene Bausubstanz eines Baugebiets ist für die 
konkrete Planungssituation, die „Eigenart", nur insoweit beachtlich, als sie 
sich im Rahmen der durch die Festsetzungen zum Ausdruck gebrachten 
städtebaulichen Ordnungsvorstellungen für das Baugebiet hält. Die vor-
handene, die Eigenart des Gebiets mitprägende Bebauung oder die sonst 
erkennbare Besonderheit des Gebiets kann einem Vorhaben nicht entge-
gengehalten werden, wenn das Baugebiet hinsichtlich seiner Eigenart 
verändert werden soll. 
Bei der Bestimmung der Eigenart des Baugebiets haben die Festsetzun-
gen über das Maß der baulichen Nutzung Vorrang gegenüber den durch 
die bereits vorhandene Bebauung geschaffenen Verhältnissen. Hat die 
bisher in einem Baugebiet vorhandene Bebauung die Festsetzungen des 
B-Plans über das Maß der baulichen Nutzung nicht voll ausgeschöpft, 
sondern ist sie dahinter zurückgeblieben, so verstößt ein Bauvorhaben, 
welches das im B-Plan zugelassene Nutzungsmaß ausnutzt, nicht gegen 
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§ 15 Abs. 1 BauNVO und damit dass Gebot der Rücksichtnahme. 
Andernfalls könnte ein Grundstückseigentümer, der an seiner geringeren 
Bebauung festhalten möchte, die plangemäße und vom Plangeber ge-
wollte, dichtere Bebauung auf dem Nachbargrundstück verhindern und 
die Realisierung des B-Plans damit infrage stellen. 
Die Zulässigkeit der allgemein zulässigen oder ausnahmsweise zugelas-
senen Anlagen und Nutzungen kann unter den Voraussetzungen des § 
15 weder grundsätzlich und generell in Frage gestellt werden.“ 
p) 
Die hier angesprochenen „Belästigungen und Störungen“ müssen hier 
genauer betrachtet werden: 
Lärmbelastung: diese wird aufgrund der Aufgabe der Nutzung des Kran-
kenhausgebäudes und der Rettungswache wohl eher deutlich geringer 
werden. Zukünftige Lärmquellen ergeben sich bei der Zu- und Ausfahrt 
der Tiefgarage im südöstlichen Plangeltungsbereich. Diese Zufahrt wird 
im Übrigen auch für die Erschließung des angrenzenden Grundstücks 
benötigt. Das Lärmgutachten kommt hier zu folgendem Fazit:  
„Durch die Nutzung der Tiefgarage Beurteilungspegel von bis zu 46 dB(A) 
tags und bis zu 36 dB(A) nachts an der südlich angrenzenden Nachbar-
bebauung zu erwarten. Durch einzelne Geräuschspitzen können hier 
Spitzenpegel von bis zu ca. 68 dB(A) auftreten. Die Überschreitungen des 
Spitzenpegelkriteriums an der Nachbarbebauung sind aus schallschutz-
fachlicher Sicht zu tolerieren, da sie auch in vergleichbaren Einfamilien-
haussituationen auftreten würden. Stellplätze auf dem Privatgrund sind 
typisch für Flächen auf denen Einfamilienhäuser stehen.“ 
Fahrverkehre können letztendlich auch nur um Bereich der Zu-und Ab-
fahrt zur Tiefgarage stattfinden. Die ehemaligen Bereiche der Rettungs-
wache sowie die Abstell- und Wartungsflächen für die Einsatzfahrzeuge 
an der nordwestlichen Grundstücksgrenze sind bereits aufgehoben. 
Verschattung des nordwestlich angrenzenden Grundstücks: hierzu wurde 
das bereits vorliegende Schattengutachten weiter präzisiert. Der Gutach-
ter kommt hierbei zu folgendem Schluss:  
„Im vorliegenden Fall hält das bereits bestehende Gebäude der Alten Ret-
tungswache Manhagener Allee 54 den Mindestabstand nach LBO mit 
mindestens 2,50 m nicht ein. Auch die Villa Manhagener Allee 52 liegt mit 
ca. 2,00 m deutlich unterhalb der einzuhaltenden Abstandsfläche von 
mindestens 3,00 m bis zur Grundstücksgrenze. 
Aufgrund der fehlenden Rechtsbestimmungen zur Besonnung ist es all-
gemein anerkannt, Bezug auf die DIN 5034-1 Tageslicht in Innenräumen 
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zu nehmen und die Erhaltung der dort vorgegebenen einstündigen Be-
sonnung am 17. Januar eines Jahres als Mindestanforderung zu Grunde 
zu legen. In der DIN heißt es hierzu wörtlich: „Ein Wohnraum gilt als aus-
reichend besonnt, wenn seine Besonnungsdauer in Fenstermitte am 17. 
Januar mindestens eine Stunde beträgt. Eine Wohnung gilt als ausrei-
chend besonnt, wenn in ihr mindestens ein Wohnraum ausreichend be-
sonnt wird“. 
Zusätzlich wird regelmäßig der Beschluss des OVG Berlin vom 
27.10.2004 herangezogen. Das Gericht hatte entschieden, dass die An-
forderungen an die Besonnung von Wohnungen als gewahrt zu bewerten 
sind, wenn am 21. März/ 21. September eines Jahres eine Besonnungs-
dauer von zwei Stunden gegeben ist. In der Bestandssituation findet eine 
Verschattung der Südfassade der untersuchten Villa Manhagener Allee 
52 durch die Rettungswache Manhagener Allee 54 am Vormittag über 
das gesamte Jahr statt. Die betroffene Fassade ist jedoch fensterlos. Die 
Verschattung dieser fensterlosen Südfassade ist somit auch bei der Be-
trachtung der Auswirkungen durch die Neubebauung unerheblich. Ge-
genstand der Betrachtung ist ausschließlich die befensterte Westfassade. 
Die Modellierung der Bebauungssituation zeigt, dass durch das Neubau-
vorhaben in der hellen Jahreszeit (Anfang März bis Ende Oktober), wenn 
die Sonne hoch steht und Sonnenstrahlen relativ senkrecht auf die Bau-
körper einstrahlen, d.h. entsprechend kurze Schatten fallen, am frühen 
Vormittag eine Verschattung der Bestandsbebauung durch die Neube-
bauung erfolgt. Dies wird anhand der Abbildungen auf den nachfolgenden 
Seiten verdeutlicht. Die in der Rechtsprechung geforderte mindestens 
zweistündige Besonnung am 21. März eines Jahres ist aber am Nachmit-
tag ab etwa 13.00 Uhr für die gesamte Fassade gegeben. Bereits ab etwa 
11.00 Uhr ist die Fassade überwiegend besonnt. 
In der dunkleren Jahreszeit (Anfang November bis Ende Februar) wird die 
Westfassade durch die relativ tief stehende Sonne und lange Schatten-
würfe bis in den Nachmittag hinein verschattet. Die Vorgaben der DIN 
5034-1 werden allerdings eingehalten. Die relevante Westfassade des 
Gebäudes wird am Stichtag des 17. Januars ab etwa 14.30 Uhr so be-
sonnt, dass mindestens ein Wohnraum für mindestens die Dauer einer 
Stunde ausreichend besonnt wird. 
Das Vorhaben verändert die Besonnungssituation des benachbarten 
Gebäudes. Im Ergebnis werden aber alle Anforderungen an gesunde 
Wohnverhältnisse hinsichtlich der ausreichenden Besonnung der 
Bestandsbebauung gewahrt. 
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Zudem ist darauf hinzuweisen, dass das Modell die geografische Lage 
Ahrensburgs zwar korrekt berücksichtigt, die meteorologische Lage je-
doch völlig unberücksichtigt bleibt. Konkret heißt das, dass in dem Modell 
stets die Sonne scheint, Regenereignisse oder Bewölkung werden nicht 
simuliert. Aus den Daten der meteorologischen Jahrbücher ist jedoch er-
sichtlich, dass es in diesen Breiten an durchschnittlich 135 Tagen im Jahr 
regnet. Auch die Verschattungssituation durch vorhandenen und weiter-
hin bestehenden Baumbestand wurde nicht in die Bewertung eingestellt.“ 
Im Übrigen wird darauf hingewiesen, dass die in der Stellungnahme ge-
nannten festgesetzten möglichen Gebäudehöhen (hier 63,0 m ü NN) aus-
schließlich für den Bereich der Stadtvillen an der Manhagener Allee gel-
ten (und somit hier nur den Bestand des Klinikgebäudes festlegen – die 
ehemalige Rettungswache wird aufgrund der Durchführungsverpflichtun-
gen des Vorhabenträgers ebenfalls nicht höher als der Bestand), der hier 
im Übrigen kaum Verschattungen auf das benachbarte Gebäude nach 
sich zieht. Der Bereich der baulichen Erweiterungen auf den rückwärtigen 
Grundstücksflächen wurde jedoch nur mit einer max. Gebäudehöhe von 
58,5 m ü NN festgesetzt. 

 
Bestand: überbaute und versiegelte Flächen 

Ebenfalls angesprochen wird in der Stellungnahme eine „Grünzone“, die 
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„offensichtlich vollständig entfernt werden wird“. Hier kann nicht nachvoll-
zogen werden, welche „Grünzone“ gemeint ist. Der Vorhabenbereich ist 
im Bestand weitgehend durch Überbauungen und versiegelte Funktions-
flächen geprägt (vgl. Bestandsskizze, S. 17).  
q) 
Hierauf wurde bereits mehrfach eingegangen. Zur Einhaltung der gesun-
den Wohn- und Arbeitsverhältnisse – vgl. insbesondere Punkt p) der Ab-
wägungsvorschläge. 
r) 
Die Stadt Ahrensburg vertritt hierzu die Auffassung, dass alle notwendi-
gen Belange in die Planung eingestellt wurden. Die öffentlichen Belange 
hier das straßenseitige Erscheinungsbild (Einzelvillen mit Vorgarten etc.) 
zu sichern bzw. wiederherzustellen sowie die „Innenentwicklung“ als 
Grundsatz des Baugesetzbuches umzusetzen und die privaten Belange 
weiterhin gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse im Gesamtquartier zu 
gewährleisten, sind gerecht untereinander und gegeneinander abgewo-
gen worden. Die Behauptung, dass „Zusagen an Investoren den oben 
geschilderten notwendigen Abwägungsvorgang sachwidrig verkürzt“ ha-
ben, wird hiermit deutlich zurückgewiesen. 
s) 
Der Aussage, dass „andere Alternativen“ zwingend auf den rückwärtigen 
Grundstücksflächen umzusetzen wären, wird zur Kenntnis genommen, 
jedoch nicht geteilt. Das Gebot der Rücksichtnahme bzw. die Einstellung 
der nachbarlichen Belange zwingt nicht automatisch zu einer zurückhal-
tenden Bebauung. Zentraler Bestandteil der Abwägungsentscheidung für 
oder gegen ein Bebauungskonzept ist vielmehr die Verträglichkeit des 
Vorhabens mit den zentralen Zielen der Erhaltungs- und Gestaltungssat-
zung, den Zielen der „Innenentwicklung“ sowie die Gewährleistung ge-
sunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse auch in den benachbarten Berei-
chen. Dies wurde im bisherigen Aufstellungsverfahren nachgewiesen. 
t) 
Die Stadt Ahrensburg sieht durch das Vorhabenkonzept genau das 
Nachverdichtungspotenzial im Sinne der „Innenentwicklung“ gewährleis-
tet, das aufgrund des bestehenden Wohnraummangels hier zwingend 
notwendig ist Hierzu nochmals ein Auszug aus der Stellungnahme des 
Kreises Stormarn:  
„Gegen die vorgelegte Planung bestehen keine städtebaulichen Beden-
ken. Es werden damit Innenentwicklungspotenziale aktiviert und eines der 
drei Ziele des ISEK 2010 für das Wohnen in Ahrensburg, „Innen- vor Au-
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ßenentwicklung als Prinzip", in diesem Teilbereich der Stadt eingehalten. 
Zudem wird der Grundsatz des Baugesetzbuches, die städtebauliche 
Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwicklung zu ge-
stalten, umgesetzt. Die Stadt Ahrensburg ist Mittelzentrum im Verdich-
tungsraum und Schwerpunkt auf der Achse Hamburg-Bad Oldesloe, Die 
Weiterentwicklung und städtebauliche Aufwertung als attraktiver Wohn- 
und Gewerbestandort ist eine wichtige Aufgabe der städtebaulichen Ent-
wicklung und Gestaltung in Ahrensburg. Hierzu zählt auch die Weiterent-
wicklung und Qualifizierung des Wohnungsbestandes unter Berücksichti-
gung des integrierten Stadtentwicklungskonzeptes einschließlich der 
Wohnungsmarktbedarfsprognose.“ 
u) 
vgl. Abwägungsvorschläge Punkte a) bis t) 
v) 
Die Ergebnisse der Abwägungsentscheidungen werden mitgeteilt. 
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2. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 
 
 
 
 
 
b) 
 
c) 

 

2. 
Bürger/in B 
 
Vom 02.09.2014 
Az.: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 
Entgegen der Darstellungen zur Bestandssituation ist der Bereich des 
Vorhabens sowie des gesamten Quartiers (zwischen Bargenkoppelred-
der, Ahrensfelder weg und Manhagener Allee) insbesondere geprägt 
durch den Krankenhausbau. Die sonstigen Ausführungen zu Stadtvillen 
und Vorgartenbereiche werden zur Kenntnis genommen. 
b) 
Auch diese Ausführung ist nicht richtig – im Innenbereich unterscheidet 
man grundsätzlich zwei Planfälle: den sogenannten unbeplanten Innen-
bereich, hier gilt dann der § 34 BauGB um entsprechende Baugenehmi-
gungen erteilen zu können. Der andere Fall ist der beplante bzw. über-
plante Bereich - dies ist dann der Fall, wenn ein Bebauungsplan aufge-
stellt wird bzw. wenn dieser zur Rechtskraft gelangt ist. Hier richtet sich 
die Erteilung von Baugenehmigungen ausschließlich nach den getroffe-
nen Festsetzungen der Satzung und nicht nach § 34 BauGB. Insoweit ist 
die Aussage, dass „Bauplanungen“ (?) immer auf der Basis des § 34 
BauGB beurteilt werden müssen, hier grundsätzlich falsch. 
c) 
Kenntnisnahme der „Planungsgeschichte“ 
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d) 
 
e) 
 
 
 
 
 
 
f) 

 

d) 
Die Gemeinden haben die Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit 
es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist (§ 1 
Abs. 2 Satz 1 BauGB). Dies bedeutet, dass ausschließlich die zuständi-
gen gewählten Gremien (hier die Stadtverordnetenversammlung) hierfür 
in Betracht kommen können und nicht einzelne Personen, auch nicht aus 
der Verwaltung. 
e) 
Die Ausführungen zum Vorhaben in dieser „Form“ werden nicht geteilt. 
Sowohl die Kommunalpolitik wie auch die Öffentlichkeit konnten (durch 
eine Vielzahl von Plänen, Dachaufsichten, Fassadenabwicklungen und 
Grundrissen) sich ein sehr klares und eindeutiges Bild des Vorhabens 
und seiner Ausgestaltung machen (sowohl hinsichtlich der Architektur an 
der Manhagener Allee wie auch zum Maß der baulichen Nutzung). Dies 
wird auch deutlich an der Anzahl der eingegangenen Stellungnahmen der 
Öffentlichkeit, die die Ausgestaltung des Vorhabens eindeutig nachvoll-
zogen haben. Die Unterstellung hier „Täuschungen“ betrieben zu haben 
wird hiermit deutlich zurückgewiesen. Das gleiche gilt für die anschlie-
ßenden Anmerkungen zum Maß der baulichen Dichte. 
f) 
Wie die vorgelegten Grundrisse und Fassadenabwicklungen aufgezeigt 
haben, handelt es sich bei der Situation an der Manhagener Allee eindeu-
tig nicht um „kompakt durchlaufende Straßenabwicklung“ sondern um die 
Freistellung der beiden bestehenden Stadtvillen (ergänzt um einen Neu-
bau) sowie um Anbauten an die Hauptgebäude sowie um Bebauungen in 
den rückwärtigen Grundstücksbereichen. Gemäß der Erhaltungs- und 
Gestaltungssatzung (§ 11) sind Anbauten an das Hauptgebäude sowie 
sonstige bauliche Anlagen in den rückwärtigen Grundstücksbereichen 
grundsätzlich zulässig. Die Schlussfolgerung, dass all dies mit der Sat-
zung unvereinbar sein soll, kann somit nicht geteilt werden. 
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g) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
h) 
 
 
 
 
i) 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
g) 
vgl. Abwägungsvorschläge unter dem Punkt e). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
h) 
Hier wird nochmals klargestellt, dass der § 34 BauGB hier keine Anwen-
dung findet und auch keine Anwendung finden darf. Die Zulässigkeit von 
Vorhaben wird ausschließlich durch die getroffenen Festsetzungen im 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan und die Aussagen und Festlegun-
gen der Vorhaben- und Erschließungspläne bestimmt. 
i) 
Der Begriff „Showvillen“ überrascht – gerade aufgrund der Anwendung 
der Erhaltungs- und Gestaltungssatzung konnte ein Komplettabbruch der 
Gebäude vermieden werden und darüber hinaus zumindest die histori-
schen Fassaden der Gebäude Manhagener Allee Nr. 54 und 65 in ihrem 
typischen gründerzeitlichen Erscheinungsbild gesichert werden. 
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j) 
 
 
 
k) 
 
 
l) 
 
 
 
 
 
m) 
 
 
 
 
 
 
n) 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
j) 
Eine Ungleichbehandlung kann nicht erkannt werden. Allen Anwohnern 
steht es frei, ggf. Konzepte für die Weiterentwicklung der jeweiligen priva-
ten Grundstücksflächen zu entwickeln. Inwieweit diese dann gem. § 34 
BauGB genehmigungsfähig sind oder aber aufgrund der angestrebten 
städtebaulichen Entwicklung ein Bebauungsplan aufgestellt werden kann 
bzw. muss entscheidet die Bauaufsichtsbehörde bzw. die Stadtverordne-
tenversammlung der Stadt Ahrensburg (natürlich auch in Abhängigkeit zu 
den öffentlichen und privaten Belangen). Ein Verstoß gegen das Grund-
gesetz wird eindeutig nicht gesehen. 
k) 
Kernstück der städtebaulichen Entwicklung und Ordnung ist hier, das 
straßenseitige Erscheinungsbild (Einzelvillen mit Vorgarten etc.) zu si-
chern bzw. wiederherzustellen sowie die „Innenentwicklung“ als Grund-
satz des Baugesetzbuches umzusetzen. Dies kann jedoch nur durch die 
Aufstellung eines Bebauungsplanes gesichert werden. 
l) 
Es wird nochmals darauf hingewiesen, dass der § 34 BauGB (nach Auf-
stellungsbeschluss zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 95) kei-
ne Rechtswirksamkeit (als Grundlage für die Erteilung von Baugenehmi-
gungen) mehr besitzt. Die in der Stellungnahme hierzu gemachten Aus-
sagen sind falsch. Im Übrigen ändert die Stadt Ahrensburg kein Bundes-
recht, sondern sie wendet es an. 
m) 
Vgl. Abwägungsvorschlag unter Punkt k). 
n) 
Vgl. Abwägungsvorschlag unter Punkt j) 
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o) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
p) 
 
 
 
 
q) 
 
 
r) 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
o) 
Grundstücksbesitzverhältnisse und Grundstückswerte sind nicht Rege-
lungsbestandteil der Bauleitplanung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
p) 
Über die Aufstellung und Einleitung von Bauleitplanungen entscheidet 
ausschließlich die gewählte Stadtverordnetenversammlung auf Grundlage 
des § 1 Abs. 2 BauGB. 
Die weiteren „persönlichen“ Aussagen werden hier nicht kommentiert. 
 
q) 
Vgl. Abwägungsvorschlag zu Pkt. h) und l) 
 
r) 
Vgl. Abwägungsvorschlag zu Pkt. k) 
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s) 

 

 
 
 
 
 
s) 
Auch hier werden die weiteren „persönlichen“ Aussagen nicht kommen-
tiert. 
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t) 

 

 
 
 
 
 
t) 
Die Auszüge aus den verschiedenen Beschlussvorlagen und aus der Be-
gründung zum Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans, die in 
der Anlage 1 genannt sind, werden zur Kenntnis genommen. 
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